


I.
Ausgangslage und Problemstellung

FALL Frau Fuchs ist Alleineigentümerin eines mit einem Einfamilienhaus überbauten Grundstücks, in dem die Eheleute Fuchs bis zu Aufhebung ihres gemeinsamen Haushaltes wohnten. Herr Fuchs musste aufgrund von Altersbeschwerden in ein Pflegheim gebracht werden, und es erscheint als unsicher, ob er je wieder – ausser zu Besuch – zu seiner Frau zurückkehren kann. 



Darf Frau Fuchs in dieser Fallkonstellation das Grundstück ohne Zustimmung ihres Ehemannes verkaufen? 



(Versuchen Sie – durch Auslegung von Art. 169 ZGB – einen Lösungsansatz zu finden auf die Rechtsfrage, ob Art. 169 ZGB auch dann anwendbar ist, wenn Herr Fuchs die sog. Familienwohnung verlässt.)

1.
Ausgangslage



Die verheiratete Frau Fuchs ist Alleineigentümerin des überbauten Grundstücks. Das darauf stehende Einfamilienhaus bewohnten die Eheleute Fuchs bis zum gesundheitlich bedingten Eintritt von Herrn Fuchs in ein Pflegeheim gemeinsam. Da die Familie Fuchs ihren Lebensmittelpunkt in diesen Wohnräumlichkeiten hatte, diente ihnen das Einfamilienhaus auf ihrem Grundstück somit als «Wohnung der Familie»
 i.S.v. Art. 169 ZGB.



Der Bestimmung in Art. 169 Abs. 1 ZGB gemäss kann ein Ehegatte nur mit ausdrücklicher Zustimmung des andern einen Mietvertrag
 kündigen, das Haus oder die Wohnung der Familie veräussern oder durch andere Rechtsgeschäfte die Rechte an den Wohnräumen der Familie beschränken
. Eine Einschränkung des in Art. 169 Abs. 1 ZGB enthaltenen Zustimmungserfordernisses enthält Art. 169 Abs. 2 ZGB, wonach der Richter den Ehegatten zu alleinigem Handeln ermächtigen kann, wenn die Zustimmung nicht eingeholt werden kann oder wenn diese ohne triftigen Grund verweigert wird.



Herr Fuchs, welcher weder dinglich noch schuldrechtlich am Grundstück berechtigt zu sein scheint, hat die Wohnung der Familie i.S.v. Art. 169 ZGB verlassen, musste er doch gesundheitlich bedingt in ein Pflegeheim übertreten. Aufgrund des Sachverhaltes erscheint es nicht als ausgeschlossen, aber dennoch als fraglich, dass Herr Fuchs -ausser zu Besuch- je wieder in die Wohnung der Familie einziehen wird.

2.
Problemstellung



Frau Fuchs, welche Alleineigentümerin des Grundstücks ist, möchte dieses veräussern, nachdem ihr Mann, der am Grundstück weder dinglich noch schuldrechtlich berechtigt ist, die Wohnung der Familie i.S.v. Art. 169 ZGB verlassen hat. Abzuklären ist im vorliegenden Fall, ob sie das Grundstück veräussern darf, ohne die Zustimmung des Ehemannes einholen zu müssen. In Frage steht somit primär der zeitliche Geltungs- oder Anwendungsbereich von Art. 169 Abs. 1 ZGB.



Zu prüfen ist daher in erster Linie, ob der Eintritt von Herrn Fuchs in ein Pflegeheim und damit verbunden das - zumindest vorübergehende - Verlassen der Wohnung der Familie durch den weder dinglich noch schuldrechtlich am Grundstück berechtigten Ehegatten dazu führt, dass die Wohnräumlichkeiten nicht mehr als «Wohnung der Familie» i.S.v. Art. 169 Abs. 1 ZGB zu betrachten sind und daher von dem in dieser Bestimmung verankerten Zustimmungserfordernis abgesehen werden kann.



Anders formuliert: Ist eine Wohnung nicht mehr als «Wohnung der Familie» zu betrachten, wenn der weder dinglich noch schuldrechtlich daran berechtigte Ehegatte -zumindest vorübergehend - aus dieser ausgezogen ist?

II.
Stellungnahme in Lehre und Rechtsprechung als Lösungsansatz

1.
Lösungsansätze in der Lehre



In der Lehre
 besteht weitgehend
 Einigkeit darüber, dass Art. 169 ZGB grundsätzlich während der ganzen Dauer der Ehe anwendbar ist.



Eine Kontroverse besteht in der Lehre allerdings hinsichtlich der Frage, inwieweit Art. 169 ZGB zur Anwendung gelange, wenn der Ehegatte, welcher weder dinglich noch schuldrechtlich Berechtigter ist, die Wohnung der Familie verlässt. Ein Teil der Lehre geht davon aus, Art. 169 ZGB sei auch in diesem Fall ohne Einschränkung anwendbar
. Demgegenüber vertritt ein Teil der Lehre die Auffassung, unter bestimmten Voraussetzungen könne der durch Art. 169 ZGB vermittelte Schutz eine Einschränkung erfahren
. Keine Wohnung der Familie i.S.v. Art. 169 ZGB soll diesen Lehrmeinungen zufolge dann vorliegen, wenn beispielsweise:



-
Der Ehegatte, welcher weder dinglich noch schuldrechtlich berechtigt ist, die Wohnung aus freiem Entschluss für unbestimmte Zeit verlässt.



-
Der Ehegatte, welcher weder dinglich noch schuldrechtlich berechtigt ist, die fragliche Wohnung seit mehreren Jahren nicht mehr bewohnt hat.



-
Die Ehegatten sich geeinigt habe, die Wohnung der Familie aufzugeben.



-
Die Ehegatten sich geeinigt haben, die Wohnung endgültig dem dinglich oder schuldrechtlich Berechtigten zu überlassen. 



-
Beide Ehegatten die Absicht bekundet habe, anderswo getrennte Wohnungen zu beziehen.

2.
Stellungnahme in der bundesgerichtlichen Rechtsprechung



Das Bundesgericht hat sich seit Inkrafttreten der Bestimmung des revidierten Eherechts am 1. Januar 1988 noch nicht mit der Frage zu befassen gehabt, ob Art. 169 Abs. 1 ZGB eine Einschränkung erfahren könne, wenn der weder dinglich noch schuldrechtlich berechtigte Ehegatte die Wohnung verlässt.

3.
Fazit



Aufgrund der Stellungnahmen in der berücksichtigten Lehre und Rechtsprechung kann als vorläufiges Fazit folgendes festgehalten werden: Es besteht kein einheitliches Meinungsbild in der Frage, ob das Verlassen der Wohnung der Familie durch den weder dinglich noch schuldrechtlich berechtigten Ehegatten dazu führen kann, dass die betreffende Wohnung nicht mehr als «Wohnung der Familie« i.S.v. Art. 169 ZGB zu betrachten ist und demzufolge der dinglich berechtigte Ehegatte das Grundstück, auf welchem sich die Wohnung der Familie befindet bzw. befand, veräussern darf, ohne die Zustimmung des anderen Ehegatten einholen zu müssen.



Somit ist nach einem Lösungsansatz zu suchen, wobei traditioneller Methodenlehre folgend in erster Linie versucht wird, einen Lösungsansatz durch Auslegung von Art. 169 ZGB zu gewinnen.

III.
Auslegung von Art. 169 ZGB

1.
Auslegung des Wortlauts von Art. 169 ZGB

1.1
Allgemeines



Ausgangspunkt der Auslegung und in erster Linie massgebend für die Bestimmung des Sinnes eines Rechtssatzes ist stets dessen Wortlaut
. Er ist das «unentbehrlichste Mittel, den gesetzgeberischen Gedanken zu ermitteln»
.



Hinsichtlich der i.c. interessierenden Problemlage bestimmt Art. 169 ZGB, dass ein Ehegatte nur mit ausdrücklicher Zustimmung des andern das Haus oder die Wohnung der Familie veräussern kann. Der Wortlaut der französischen und italienischen Fassung des ZGB stimmen mit der deutschen Fassung überein. Art. 169 ZGB bestimmt, dass zustimmungsbedürftige Rechtsgeschäfte eines Ehegatten sind. Als Ehegatte gilt eine verheiratete Person grundsätzlich bis zur Auflösung der Ehe, erfolge diese nun durch Tod oder richterliches Urteil (Scheidung, Auflösung aufgrund einer Verschollenerklärung, Ungültigerklärung der Ehe).



Art. 169 ZGB bestimmt aber auch, dass durch diese Bestimmung die Wohnräume der Familie bzw. die Wohnung der Familie
 erfasst werden. Dass auch die einem kinderlosen Ehepaar als Lebensmittelpunkt dienenden Wohnräume miterfasst sind, ist unbestritten
. Bis zu welchem Zeitpunkt von einer Wohnung der Familie gesprochen werden kann, geht indessen aus dem Wortlaut von Art. 169 ZGB nicht klar hervor. Immerhin könnte aus der ausdrücklichen Erwähnung der Wohnräume der Familie sowie daraus, dass die Qualifizierung von Wohnräumen als Wohnung der Familie den Lebensmittelpunkt der Ehegatten voraussetzt, geschlossen werden, dass Art. 169 ZGB dann nicht mehr zur Anwendung gelangen würde, sobald die in Frage stehenden Wohnräumlichkeiten nicht mehr als Lebensmittelpunkt der Familie betrachtet werden können.

1.2
Fazit



Aufgrund des Wortlauts von Art. 169 ZGB kann nicht schlüssig beantwortet werden, ob Wohnräume, welche den Eheleuten Fuchs als Wohnung der Familie i.S.v. Art. 169 ZGB dienten, auch dann noch von dieser Bestimmung erfasst werden, wenn Herr Fuchs in ein Pflegeheim übergetreten ist. Indiziell dürfte wohl davon ausgegangen werden, dass Art. 169 ZGB nicht zur Anwendung gelangt, wenn feststeht, dass die Wohnräume im Haus auf dem Grundstück der Frau Fuchs endgültig nicht mehr als Wohnung der Familie nach Art. 169 ZGB betrachtet werden können.

2.
Auslegung von Art. 169 ZGB aufgrund seiner gesetzessystematischen Stellung



Die einzelne Rechtsnorm ist nicht isoliert, sondern aus dem Zusammenhang mit dem übrigen Gesetz und mit der ganzen Rechtsordnung zu verstehen
.



Die Bestimmung in Art. 169 ZGB befindet sich im Zweiten Teil (Das Familienrecht) in der Ersten Abteilung (Das Eherecht) im Fünften Titel (Die Wirkungen der Ehe im allgemeinen) des ZGB
. Die Art. 168 und 169 ZGB enthalten Bestimmungen über Rechtsgeschäfte der Ehegatten, wobei sich Art. 169 ZGB als Einschränkung des in Art. 168 ZGB verankerten Grundsatzes der vollen Handlungs- und Verfügungsfähigkeit beider Ehegatten erweist. Ein Ehegatte soll dann nicht ohne Zustimmung mit Dritten ein Rechtsgeschäft abschliessen und rechtsgültig erfüllen können, wenn dieses Rechtsgeschäft «die Rechte an den Wohnräumen der Familie beschränkt».



Die Bestimmungen, welche die Wirkungen der Ehe im allgemeinen betreffen, beanspruchen grundsätzlich während der ganzen Dauer der Ehe Geltung. Indessen kann das systematische Element wohl kaum ein Indiz dafür geben, ob im vorliegenden Fall die Wohnräume auf dem Grundstück der Frau Fuchs auch nach dem Übertritt von Herrn Fuchs in ein Pflegeheim als Wohnung der Familie betrachtet werden können oder müssen.

3.
Auslegung von Art. 169 ZGB aufgrund der Entstehungsgeschichte



Die Gesetzesmaterialien
 sind massgebende Mittel zur Erforschung der realen Gedanken und Absichten des Gesetzgebers; sie sind auch Hilfsmittel zur Ermittlung des entstehungszeitlich-objektiven Sinnes einer Norm
. In der Frage, wie weit die Gesetzesmaterialien zu berücksichtigen sind, besteht keine einheitliche Auffassung in Lehre und Rechtsprechung
. Als besonders bedeutsam betrachtet werden die Materialien für Gesetze, die noch nicht lange in Kraft sind und zu denen noch kaum Judikatur und Literatur vorliegt
.

3.1
Botschaft des Bundesrates



Die Botschaft des Bundesrates zum neuen Eherecht
 enthält nur wenige Hinweise in bezug auf die Frage, ob im vorliegenden Fall die Wohnräume auf dem Grundstück von Frau Fuchs auch nach dem Übertritt von Herrn Fuchs in ein Pflegeheim als Wohnung der Familie i.S.v. Art. 169 ZGB betrachtet werden müssen. Die Botschaft hält einerseits fest, dass es für die Familie lebenswichtig sei, eine Wohnung zu haben; andererseits sei eine Zweitwohnung deshalb nicht als Wohnung der Familie zu betrachten, «da sie für die Gemeinschaft nicht lebenswichtig sei»
. Obwohl nicht ausdrücklich erwähnt, liesse sich wohl die Auffassung vertreten, Wohnräume seien dann nicht als Wohnung der Familie i.S.v. Art. 169 ZGB zu betrachten, wenn sie für die Familie nicht bzw. nicht mehr lebenswichtig sind. Indiziell dürfte somit der Botschaft entnommen werden, dass eine Wohnung nicht notwendigerweise während der ganzen Dauer der Ehe als Wohnung der Familie gelten muss, sondern Art. 169 ZGB auch in zeitlicher Hinsicht grundsätzlich einer Einschränkung zugänglich sei.

3.2
Parlamentarische Beratungen



In den parlamentarischen Beratungen im Ständerat beantragte die Kommissionsmehrheit die Streichung von Art. 169 ZGB, u.a. weil diese Bestimmung Schwierigkeiten bezüglich Praktikabilität bewirke und der durch Art. 178 ZGB vermittelte Schutz als ausreichend betrachtet wurde
. Nach ausgiebiger Diskussion, in deren Verlauf die Frage des zeitlichen Anwendungs- bzw. Geltungsbereichs von Art. 169 ZGB nicht erörtert wurde, beschloss der Ständerat die Streichung von Art. 169 ZGB
.



Im Nationalrat, welcher die Vorlage als Zweitrat beriet, setzte sich die Auffassung durch, dass die Wohnräume der Familie durch Art. 169 ZGB und nicht bloss durch Art. 178 ZGB geschützt werden sollten
. Der Nationalrat sprach sich in der Abstimmung für die im Entwurf des Bundesrates vorgeschlagene Regelung aus
, ohne die Frage zu beraten, welches der zeitliche Anwendungs- und Geltungsbereich von Art. 169 ZGB sei.



In der Differenzbereinigung schloss sich schliesslich der Ständerat dem Nationalrat an
.

3.3
Fazit



Während der Botschaft des Bundesrates indiziell wohl entnommen werden kann, dass der zeitliche Anwendungs- und Geltungsbereich von Art. 169 ZGB einer Einschränkung zugänglich sein könnte, erweisen sich die Äusserungen in den parlamentarischen Beratungen als für die Frage unergiebig. Weder im National- noch im Ständerat wurde die Frage aufgeworfen, ob Art. 169 ZGB auch dann (noch) zur Anwendung gelangen soll, wenn der weder dinglich noch schuldrechtlich berechtigte Ehegatte die Wohnung der Familie verlassen hat.

4.
Teleologische Auslegung von Art. 169 ZGB

4.1
Allgemeines



Der Ermittlung und Berücksichtigung des Zwecks einer Norm kommt im Rahmen der Auslegung herausragende Bedeutung zu
.



Art. 169 ZGB als Einschränkung des in Art. 168 ZGB verankerten Grundsatzes der vollen Handlungs- und Verfügungsfähigkeit, soll durch die Beschränkung zumindest der Verfügungsbefugnis
 desjenigen Ehegatten, welcher Eigentümer des Grundstücks ist, auf dem sich die Wohnung der Familie befindet, den andern Ehegatten, die Familie und den Bestand der Wohnung schützen
. Die Wohnung der Familie darf nicht durch unüberlegte oder ehewidrige Handlungen eines Ehegatten gefährdet werden
 und dem anderen Ehegatten soll sein vertrauter Lebensraum nicht durch eigenmächtiges Handeln entzogen werden können
.



Diesem Zweck von Art. 169 ZGB entsprechend dürfte zu entnehmen sein, dass diese Bestimmung im Hinblick auf ihren zeitlichen Geltungs- und Anwendungsbereich grundsätzlich Einschränkung zugänglich sein dürfte
. Mit jenen Autoren, welche eine Einschränkung des Anwendungsbereichs von Art. 169 ZGB in zeitlicher Hinsicht billigen
, wäre wohl davon auszugehen, Art. 169 Abs. 1 ZGB sei dann nicht bzw. nicht mehr anwendbar, wenn der weder dinglich noch schuldrechtlich berechtigte Ehegatte freiwillig seinen Lebensmittelpunkt an einen anderen Ort verlegt
, wenn er aus freiem Entschluss für unbestimmte Zeit die gemeinsame Wohnung verlässt
, so dass sie nicht mehr als «Wohnung der Familie« i.S.v. Art. 169 ZGB zu betrachten ist. 



Sofern i.c. feststeht, dass Herr Fuchs die Wohnung der Familie endgültig verlassen hat, dass m.a.W. keine Aussicht mehr darauf besteht, dass die Ehegatten das Zusammenleben wieder aufnehmen
, dürfte Art. 169 Abs. 1 ZGB, wonach Frau Fuchs ihr Grundstück nur mit ausdrücklicher Zustimmung ihres Ehegatten veräussern darf, eher nicht zur Anwendung gelangen.



Zu beachten ist aber, dass es im vorliegenden Fall als unsicher gilt, ob Herr Fuchs je wieder in der Lage sein wird, das Pflegeheim zu erlassen. Vorhanden zu sein scheint der Wille des pflegebedürftigen Ehegatten, wieder in die «Wohnung der Familie« zurückzukehren, was er zur Zeit wenigstens besuchsweise tut. Demzufolge erscheint es fraglich, ob im Übertritt von Herrn Fuchs in ein Pflegeheim ein endgültiges Verlassen der «Wohnung der Familie» zu erblicken ist. Ebenfalls fraglich ist, ob keine Aussicht mehr darauf besteht, dass die Ehegatten das Zusammenleben auf dem Grundstück von Frau Fuchs wieder aufnehmen werden.

4.2
Fazit



Als Zwischenergebnis ist demnach gestützt auf die teleologische Auslegung von Art. 169 ZGB festzuhalten, dass diese Bestimmung im vorliegenden Fall nur dann nicht zur Anwendung gelangen dürfte, wenn feststeht, dass Herr Fuchs die «Wohnung der Familie» endgültig verlassen hat und keine Aussicht auf Wiederaufnahme des ehelichen Zusammenlebens der Eheleute Fuchs mehr besteht. Dem Schutzzweck von Art. 169 ZGB entsprechend wäre wohl am Zustimmungserfordernis zur Veräusserung des Grundstücks durch Frau Fuchs festzuhalten, solange die Wiederaufnahme des Zusammenlebens und die Rückkehr von Herrn Fuchs in die Wohnung der Familie als möglich erscheint. Dem Schutzzweck von Art. 169 ZGB entsprechend ergibt sich m.E., dass im zu beurteilenden Fall das in Art. 169 Abs. 1 ZGB verankerte Zustimmungserfordernis zu beachten ist.

IV.
Zusammenfassung und Ergebnis

1.
Zusammenfassung



Die Sichtung von Lehre und Rechtsprechung hat ergeben, dass in der Lehre kein einheitliches Meinungsbild in der Frage besteht, ob der Ehegatte, welcher Eigentümer des Grundstücks ist, auf welchem sich die Wohnung der Familie befindet, die Zustimmung des weder dinglich noch schuldrechtlich berechtigten Ehegatten einholen muss, wenn er das Grundstück veräussern will, nachdem der andere Ehegatte in ein Pflegeheim eingetreten ist
.



Die Auslegung von Art. 169 ZGB hat ergeben, dass Wortlaut
, systematische Stellung
, Entstehungsgeschichte
 der Norm und ihr Zweck
 indiziell eine Einschränkung des zeitlichen Anwendungsbereichs dieser Bestimmung als zulässig erscheinen lassen. Die in Art. 169 Abs. 1 ZGB vorgesehene Zustimmung wäre demnach wohl nicht einzuholen, wenn feststeht, dass Herr Fuchs die Wohnung der Familie endgültig verlassen hat und dass keine Aussicht auf Wiederaufnahme des Zusammenlebens der Eheleute Fuchs besteht.

2.
Ergebnis



Aufgrund der Auslegung von Art. 169 ZGB ist im vorliegenden Fall davon auszugehen, dass das in dieser Bestimmung verankerte Zustimmungserfordernis nicht vorbehaltlos während der ganzen Dauer der Ehe gilt. Weiter ist festzuhalten, dass Frau Fuchs dann berechtigt ist, ihr Grundstück zu veräussern, wenn feststeht, dass Herr Fuchs die «Wohnung der Familie» endgültig verlassen hat und keine Aussicht darauf besteht, dass die Eheleute Fuchs das Zusammenleben wieder aufnehmen.



Diese eben dargelegte Voraussetzung ist im vorliegenden Sachverhalt eher nicht erfüllt, da bloss fraglich ist, ob Herr Fuchs - ausser zu Besuch - in die «Wohnung der Familie» zurückkehren wird. Somit steht nicht fest, dass Herr Fuchs die Wohnung der Familie endgültig verlassen hat und es kann nicht als erwiesen betrachtet werden, dass keine Aussicht auf Wiederaufnahme des Zusammenlebens des Eheleute Fuchs besteht, scheint letzteres doch immerhin als möglich.



Im vorliegenden Fall bedarf es demzufolge m.E. für die Veräusserung des Grundstücks durch Frau Fuchs der ausdrücklichen Zustimmung von Herrn Fuchs nach Art. 169 Abs. 1 ZGB.
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	�	S. dazu die Übersicht bei Forstmoser/Schluep, § 2 N 201 ff., die nachweisen, dass das Bundesgericht bald einer umfassenden Berücksichtigung der Entstehungsgeschichte zuneigt, während in anderen Fällen die Materialien kaum ins Gewicht fallen; ausführlich dazu auch Kramer, S. 88 ff.


	�	BGE 112 Ia 104.


	�	Botschaft, S. 1 ff., insbes. S. 73/4; s. auch BBl 1979 II 1191 ff.


	�	Botschaft, S. 73.


	�	Amtl.Bull. S, 1981, S. 83.


	�	Diesen Beschluss fasste der Ständerat mit 20:16 Stimmen, Amtl.Bull. S, 1981, S. 88.


	�	Amtl.Bull. N, 1983, S. 652 ff.


	�	Amtl.Bull. N, 1983, S. 656.


	�	Amtl.Bull S, 1984, S. 134; die kleine Kammer stimmte mit 18:16 Stimmen für den Antrag der Kommissionsminderheit.


	�	S. etwa Forstmoser/Schluep, § 19 N 78, § 1 N 100 ff.; Kramer, S. 110 ff.; s. auch BK-Meier-Hayoz, ZGB 1 N 92, wonach der Zweck ganz Schöpfer des Rechts sei.


	�	In der Lehre besteht eine Kontroverse, ob Art. 169 ZGB die Handlungsfähigkeit oder bloss die Verfügungsfähigkeit beschränkt. Beschränkung der Handlungsfähigkeit postulieren etwa Hegnauer/Breitschmid, N 17.17; Tuor/Schnyder/Schmid, S. 205; Ruoss, S. 85. Demgegenüber vertreten Hausheer/Reusser/Geiser, ZGB 169 und OR 271a N 38, gestützt auf BK-Bucher, ZGB 11 N 34 ff. und gestützt auf den VE der Expertenkommission (zit. in N 38) die Auffassung, Art. 169 ZGB beschränke bloss die Verfügungsbefugnis.


	�	S. Hegnauer/Breitschmid, N 17.17. m.w.H.


	�	Hausheer/Reusser/Geiser, ZGB 169 und OR 271a N 8.


	�	Ruoss, S. 82.


	�	Dieser Auffassung scheint sich auch das Bundesgericht anzuschliessen, BGE 114 II 396 ff., BGE 114 II 402 ff.


	�	S. dazu vorn FN 7.


	�	Ruoss, S. 82.


	�	Hegnauer/Breitschmid, N 17.21.


	�	BGE 114 II 399 f.; PKG 1992, S. 14.


	�	Vorn II.1.


	�	Vorn III.1.


	�	Vorn III.2.


	�	Vorn III.3.


	�	Vorn III.4.
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